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entsteht (S. 147). Überzeugend setzen sich die Verfasser 
des Lehrbuchs in diesem Zusammenhang mit Auffassun­
gen der imperialistischen Beweistheorie auseinander, die 
— von den Positionen des subjektiven Idealismus ausge­
hend — die richterliche Überzeugung zum Kriterium der 
Wahrheit erheben (unabhängig davon, wie sie zustande 
gekommen ist). Diese Auffassungen erlauben es z. B. auch 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs der BRD, die 
vom bürgerlichen Klasseninteresse getragene Überzeugung 
der Richter zur einzigen bzw. zur entscheidenden Grund­
lage des Urteils zu machen.4

Für die Praxis wertvoll ist auch die Definition der 
Beweiskraft, Danach ist ein Beweis dann beweiskräftig, 
„wenn man auf Grund des Beweises an der Wahrheit 
der das Urteil begründenden Erkenntnisse nicht sinnvoll 
zweifeln kann“ (S. 153). Daran anknüpfend wird der be­
rechtigte Zweifel vom unberechtigten Zweifel abgegrenzt.

Die Forderung des Lehrbuchs, daß Geständnisse zu 
überprüfen und alle Beweismittel zu sichern sind (S. 198), 
ist zu unterstreichen. Richtig ist auch der Hinweis, daß 
das Geständnis in den meisten Fällen eine gute Grundlage 
bildet, „um weitere Beweismittel zu erkennen, die dann 
entscheidende Beweisgründe für den Nachweis der Wahr­
heit des Geständnisses“ bilden. Wünschenswert wäre eine 
praxisnahe Erläuterung der These, daß die durch ein Ge­
ständnis gewonnenen Erkenntnisse nur dann als wahr 
anzuerkennen sind, wenn ihr Wahrheitsgehalt durch an­
dere Beweismittel nachgewiesen wird.5 Das Geständnis 
besitzt keinen größeren Beweiswert als jedes andere Be­
weismittel, aber auch keinen geringeren. Grundsätzlich 
muß von der Gleichwertigkeit aller gesetzlich zulässigen 
Beweismittel ausgegangen werden. In der Praxis gibt es 
Fälle, in denen bei einem Geständnis das sog. Täterwissen 
eine entscheidende Rolle spielt, weil es die Gewißheit 
vermitteln kann, daß es sich wirklich um den Täter han­
delt. Die Bedeutung des Täterwissens wird im Abschnitt 
über die Beschuldigtenvemehmung (S. 265) ausführlich be­
handelt. Dort wird richtig gefordert, daß der Vernehmende 
bemüht sein muß, „Einzelheiten zu erfragen, über die der 
Beschuldigte nur im Falle seiner Täterschaft richtige Aus­
künfte zu geben vermag“.

Nachdrücklich zu unterstreichen ist die Feststellung, 
daß der Begriff „Schutzbehauptung“ kein Beweisgrund 
gegen die Wahrheit einer Behauptung des Beschuldigten 
oder Angeklagten ist. Entlastende Einlassungen des Be­
schuldigten oder Angeklagten müssen von den Organen 
der Rechtspflege exakt widerlegt werden, d. h., diese Or­
gane müssen den Beweis erbringen, daß die sog, Schutz­
behauptung falsch ist.

Strafprozessuale Sicherungsmaßnahmen

Im Mittelpunkt des 6. Kapitels steht die außerordentlich 
bedeutsame Sicherungsmaßnahme der Untersuchungshaft. 
Vor allem hinsichtlich der Unumgänglichkeit der Unter­
suchungshaft gemäß § 123 StPO wären ausführlichere Dar­
legungen zu einzelnen Prüfungsmerkmalen wie z. B. der 
Art und Schwere der erhobenen Beschuldigung, der Täter­
persönlichkeit, des Gesundheitszustands notwendig. Damit 
würde der wichtige Grundsatz deutlicher, daß die Unter­
suchungshaft trotz Vorliegens eines dringenden Tatver­
dachts und eines oder mehrerer spezifischer Haftgründe 
nur angeordnet werden darf, wenn sie zur Durchführung 
des Strafverfahrens unumgänglich ist.

ln dem Abschnitt über die Haftbeschwerde, die Haft­
prüfung und die Aufhebung des Haftbefehls (S. 219) wäre 
hinsichtlich der genannten Anlässe für Haftprüfungen noch 
zu vermerken, daß neue weiterführende Ermittlungs- bzw. 
Beweisergebnisse stets unter dem Gesichtspunkt überprüft 
werden müssen, ob damit eine früher gegebene Haftvor­
aussetzung weggefallen ist.

Deutlicher sollte auch hervorgehoben werden, daß bei 
einer vorläufigen Festnahme durch den Staatsanwalt oder

das Untersuchungsorgan die Voraussetzungen für den Er­
laß eines Haftbefehls in vollem Umfang bereits vorliegen 
müssen und daß es deshalb nicht zulässig ist, sich erst mit 
Hilfe einer vorläufigen Festnahme Klarheit über das Vor­
liegen der Haftvoraussetzungen zu verschaffen.

Ermittlungsverfahren

Das Ermittlungsverfahren einschließlich des Stadiums der 
Anzeigenprüfung gemäß §§ 95 ff. StPO wird im 7. Kapitel 
behandelt. Nach einer Bestimmung des Begriffs, des 
Zwecks und der Aufgaben des Ermittlungsverfahrens und 
der spezifischen Verantwortung des Staatsanwalts in die­
sem Verfahrensabschnitt werden die einzelnen Stadien 
und die verschiedenen strafprozessualen Maßnahmen dar­
gestellt.

Soweit dm Abschnitt über die Anzeigenprüfung der 
Zweck dieses Verfahrensstadiums im Vermeiden inten­
siver kriminalistischer Ermittlungshandlungen gesehen 
und geschlußfolgert wird, daß bei komplizierter Sachlage 
aus Gründen der Rechtssicherheit ein Ermittlungsverfah­
ren gegen Unbekannt einzuleiten sei, wird übersehen, daß 
auch hier gemäß § 98 StPO der Verdacht einer Straftat 
vorausgesetzt wird.

Besonders in den Abschnitten über das Stadium der 
Anzeigenprüfung und über solche strafprozessualen Maß­
nahmen des Ermittlungsverfahrens wie die Zeugen- und 
die Beschuldigtenvernehmung wird eine Vielzahl von 
konkreten Hinweisen vermittelt, die nicht nur bei den 
Studierenden, sondern auch bei den Praktikern großes 
Interesse finden werden. Sogenannte Fangfragen werden 
im Lehrbuch in Ausnahmefällen zu Recht für zulässig 
gehalten. Soweit die Verfasser in Fußnote 10 auf S. 260 
vermerken, daß sie selbst Fangfragen grundsätzlich ab­
lehnen, wäre zu erwarten gewesen, daß sie sich mit dem 
Für und Wider von Fangfragen auseinandersetzen.

Das Lehrbuch betont, daß der Untersuchungsführer be­
müht sein muß, alle g e s e t z l i c h e n  Möglichkeiten aus­
zunutzen, um zu • erreichen, daß die Fragen wahrheits­
gemäß beantwortet werden. In diesem Zusammenhang ist 
die getroffene Feststellung zu unterstreichen, daß die Ver­
nehmung um so größere Aussicht auf Erfolg hat, „je um­
fassenderes und stichhaltigeres Beweismaterial der Ver­
nehmende in Händen hält und je geschickter er es versteht, 
den jeweiligen belastenden Fakt oder das jeweils bela­
stende Beweismaterial in der jeweils geeigneten Art und 
Weise und zum geeignetsten Zeitpunkt zu offenbaren“ 
(S. 264).

Unbedingt zu unterstreichen ist auch der Hinweis, daß 
aus dem Protokoll der Ablauf der Vernehmung ersichtlich 
sein sollte, damit z. B. klar erkennbar ist, mit welchen 
Beweismitteln der Beschuldigte in der Vernehmung ver­
traut gemacht wurde und zu welchem Zeitpunkt der Ver­
nehmung und auf der Grundlage welchen Beweismittels 
oder Vorhalts der Beschuldigte die Tat eingestand.

(wird fortgesetzt)
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